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Beschluss
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an das
Europäische Parlament und den Rat: Eine Strategie der Europäischen
Union zur Reduzierung atmosphärischer Emissionen von Seeschiffen

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Richtlinie 1999/32/EG hinsichtlich des
Schwefelgehalts von Schiffskraftstoffen
KOM(2002) 595 endg.; Ratsdok. 14933/02

Der Bundesrat hat in seiner 785. Sitzung am 14. Februar 2003 gemäß §§ 3 und 5
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Strategie der Kommission, atmosphä-
rische Emissionen von Seeschiffen und Binnenschiffen zu reduzieren.

2. Es bestehen, insbesondere für die Seeschifffahrt, allerdings erhebliche Beden-
ken, diesbezüglich einseitige innereuropäische Maßnahmen vorzusehen, die
nicht durch entsprechende rechtsverbindliche völkerrechtliche Regelungen flan-
kiert sind.

3. Auf Grund der globalen Verflechtungen im Seeverkehr sieht der Bundesrat die
Gefahr, dass die angestrebten Maßnahmen von Schiffen, die nicht innerhalb der
Mitgliedstaaten registriert sind, unterlaufen werden könnten und das ge-
wünschte Schutzniveau im Hoheitsgebiet und den Überwachungsgebieten nicht
erreicht wird. Der Bundesrat hält es daher für vorrangig, auf internationaler
Ebene die Ratifizierung der Anlage VI des MARPOL-Übereinkommens und
damit das In-Kraft-Treten der internationalen Schutzvorschriften zu forcieren.
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4. Der Bundesrat fordert, die vorgesehenen legislativen Maßnahmen konsequent
vom In-Kraft-Treten dieser internationalen Vorschriften abhängig zu machen
und damit Wettbewerbsbeeinträchtigungen - insbesondere für die europäische
Mineralölindustrie - zu vermeiden. Besonders die vorgesehenen undifferen-
zierten Verkaufs- und Verwendungsverbote für höherschweflige Schiffskraft-
stoffe führen auf Grund des intensiven internationalen Wettbewerbs zu einer
unverhältnismäßigen Benachteiligung, da sich Schiffe mit Zielhäfen in der EU
bevorzugt außerhalb der Gemeinschaft bevorraten können.

5. Im Übrigen hält es der Bundesrat - nicht zuletzt auch auf Grund der prognosti-
zierten Zuwächse im Seeverkehr - für ökonomisch und ökologisch sinnvoll, die
Einführung marktorientierter Maßnahmen zu fördern, die beispielsweise emis-
sionsabhängige Hafen-, Fahrwassergebühren, Tonnagetaxen oder ein Emissi-
onshandelssystem für Seeschiffe vorsehen.


